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Vorwort
Nach nur einem Jahr liegt nun eine weitere �berarbeitung der BvD-Vorschriften-
sammlung vor. Da die Bundesregierung die Neuauflage des BDSG noch vor der
Bundestagswahl 2017 beschlossen hat, musste auch die inzwischen ausver-
kaufte Vorschriftensammlung �berarbeitet werden. Dazu war es erforderlich,
s�mtliche Vorschriften zu sichten, die durch die �nderungen ebenfalls betroffen
sind. Die Autoren haben sich wieder mit Hochdruck an die Arbeit gemacht, um
zeitnah eine valide �berarbeitung auf die Beine zu stellen. Daf�r geb�hrt dem
Team unser Dank.

F�r die vor uns liegende Arbeit wird die Vorschriftensammlung dringend ben�-
tigt, da wir mehr als je zuvor in den neuen Texten lesen werden, um deren An-
wendung zu pr�fen und zu interpretieren. Sowohl in der DSGVO als auch im
BDSG n. F. hat die Komplexit�t erheblich zugenommen, so dass wiederholtes
Lesen und Pr�fen von Querverweisen f�r l�ngere Zeit zum Tagesgesch�ft geh�-
ren werden.

F�r diese Arbeit ist es hilfreich, sich nicht zu sehr an das alte BDSG zu h�ngen,
sondern die neuen Vorschriften unvoreingenommen zu verwenden. Die vielen
kleinen und großen �nderungen wollen erarbeitet werden und bed�rfen einer
Neuinterpretation. Nur so kann die Umstellung auf das europ�ische Daten-
schutzrecht gelingen. Wie gewohnt wird der BvD diese Aufgaben mit geeigneten
Fortbildungen und Veranstaltungen unterst�tzen.

Thomas Spaeing

Vorstandsvorsitzender BvD

Vorwort

7

- L
es

ep
rob

e -



- L
es

ep
rob

e -



1 Einf�hrung

1.1 Zielsetzung und Aufbau der Vorschriftensammlung

Die vorliegende Vorschriftensammlung ist ein Nachschlagewerk f�r den Prakti-
ker. Sie verfolgt das Ziel, f�r m�glichst viele Institutionen des nicht �ffentlichen
Bereichs (insbesondere f�r Unternehmen) die wesentlichen Gesetzesvorschrif-
ten f�r deren Umgang mit personenbezogenen Daten im Hinblick auf Mitarbeiter,
Kunden und Gesch�ftspartner zur Verf�gung zu stellen.

Gleichzeitig soll die Sammlung als handlicher st�ndiger Begleiter (Pocket Guide)
zur Verf�gung stehen, so dass eine gezielte Auswahl der Vorschriften erfolgen
musste. Ein Anspruch auf Vollst�ndigkeit wird daher nicht erhoben. Außen vor
blieben z. B. Spezialvorschriften aus den Bereichen des Gesundheitsdaten-
schutzes, des Datenschutzes im Sozialwesen, des Kirchendatenschutzrechts
und des internationalen Datenschutzes sowie Gesetzesvorschriften, die f�r spe-
zielle Branchen (z. B. Finanzdienstleistungen, Versicherungen und Telekommu-
nikation) den Datenschutz regeln.

Auf eine juristische Gliederung der Vorschriften (wie z. B. Zivilrecht oder Handels-
und Gesellschaftsrecht) wurde in diesem Sammelband bewusst verzichtet.
Stattdessen wurde eine Kapiteleinteilung in Arbeitsbereiche gew�hlt, die f�r die
t�gliche Datenschutzpraxis eine Rolle spielen:

• Grunds�tzliche Datenschutzvorschriften
• Personalverwaltung
• F�rsorgepflicht des Arbeitgebers
• Kommunikation im Unternehmen
• Gesch�fts- und Kundenbeziehungen

Grunds�tzliche Vorschriften, wie z. B. die europ�ische Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO) oder das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), finden sich in
Kapitel 2. In den Kapiteln 3 und 4 sind Vorschriften zusammengestellt, die das
Besch�ftigtenverh�ltnis in Unternehmen und anderen Organisationen betreffen:
Personalverwaltung und F�rsorgepflichten des Arbeitgebers. Kapitel 5 ist dem
Schwerpunkt „Kommunikation im Unternehmen“ gewidmet und umfasst u. a.
Vorschriften, die f�r die Nutzung von E-Mail und Internet am Arbeitsplatz und
f�r die Webpr�senz, z. B. Onlineshops, zu beachten sind. In Kapitel 6 sind Vor-
schriften gesammelt, die sich schwerpunktm�ßig auf das Außenverh�ltnis (Ge-
sch�fts- und Kundenbeziehungen) von nicht �ffentlichen Stellen beziehen.

Aufgrund dieser inhaltlichen Gliederung verteilen sich die relevanten Paragrafen-
angaben der Abgabenordnung, des BGB und des SGB VII auf verschiedene Ka-
pitel.

Einf�hrung
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1.2 Adressatenkreis

Die Vorschriftensammlung richtet sich an Praktiker, denen die Umsetzung der
gesetzlichen Anforderungen bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung per-
sonenbezogener Daten obliegt, und an Entscheidungstr�ger im Management.
Vornehmlich wird diese Sammlung ein Handwerkszeug f�r den betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten sein.

Es sei ausdr�cklich darauf hingewiesen, dass die gesetzlichen Datenschutzvor-
schriften auch bei denjenigen nicht �ffentlichen Stellen anzuwenden sind, die
keinen Datenschutzbeauftragten bestellen m�ssen (gem�ß § 4f Abs. 1 BDSG
bzw. ab 25.05.2018 gem�ß Art. 38 DSGVO in Verbindung mit § 38 BDSG n. F.).
Außerdem ist anzumerken, dass die Verantwortung f�r den Umgang mit perso-
nenbezogenen Daten bei der Leitung der verantwortlichen Stelle verbleibt.

F�r Anregungen und Verbesserungsvorschl�ge sind der Herausgeber und die
bearbeitende Projektgruppe dankbar.

1.3 Meilensteine zur Entwicklung des Datenschutzes

Bedeutende Meilensteine f�r die Entwicklung der Datenschutzgesetzgebung in
Deutschland sind

• das erste Bundesdatenschutzgesetz, das zum 01.01.1978 in Kraft trat,
• das Volksz�hlungsurteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 1983,
• die erste Novellierung des BDSG zum 01.06.1991,
• die Richtlinie 95/46/EG zum Schutz nat�rlicher Personen bei der Verarbeitung

personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr vom 24.10.1995,
• die zweite Novellierung des BDSG zum 23.05.2001,
• das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Grundrecht auf Gew�hrleis-

tung der Vertraulichkeit und Integrit�t informationstechnischer Systeme aus
dem Jahr 2008,

• die Fassung des BDSG vom 14.08.2009,
• die europ�ische Datenschutz-Grundverordnung vom 27.04.2016,
• das Gesetz zur Anpassung des Datenschutzrechts an die Verordnung (EU)

2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 (Datenschutz-An-
passungs- und -Umsetzungsgesetz EU – DSAnpUG-EU) vom 30.06.2017,
das eine neue Fassung des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG n. F.) be-
inhaltet.

Das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) bildete seit 1978 den Kern der deut-
schen Datenschutzgesetzgebung und wurde mehrfach novelliert.

Neben dem BDSG ist eine Vielzahl von bereichs- und l�nderspezifischen Spe-
zialvorschriften entstanden, die den Umgang mit personenbezogenen Daten re-
geln und vorrangig zum BDSG gelten. Der Systematik des BDSG folgend, l�sst
sich der Anwendungsbereich datenschutzrechtlicher Vorschriften grob in den
�ffentlichen und den nicht �ffentlichen Bereich gliedern. Zum �ffentlichen Be-

Einf�hrung
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reich geh�ren u. a. Beh�rden, Organe der Rechtspflege und �ffentlich-rechtlich
organisierte Einrichtungen des Bundes sowie der L�nder und �ffentlich-rechtlich
organisierte Institutionen im Landes- und Kommunalbereich. Zu den nicht �ffent-
lichen Stellen z�hlen nat�rliche Personen sowie juristische Personen und Per-
sonenvereinigungen des Privatrechts (soweit sie keine hoheitlichen Aufgaben
erf�llen). Dazu z�hlen beispielsweise Unternehmen, Freiberufler, Handwerker,
Kaufleute, Vereine und Verb�nde.

Im Jahr 1983 wurde in dem sogenannten Volksz�hlungsurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts das aus dem Grundgesetz abgeleitete Pers�nlichkeitsrecht um
das „Recht auf informationelle Selbstbestimmung“ erweitert und damit dem Da-
tenschutz Verfassungsrang verliehen. Zur Begr�ndung hieß es u. a.: „Wer nicht
mit hinreichender Sicherheit �berschauen kann, welche ihn betreffenden Infor-
mationen in bestimmten Bereichen seiner sozialen Umwelt bekannt sind, und wer
das Wissen m�glicher Kommunikationspartner nicht einigermaßen abzusch�t-
zen vermag, kann in seiner Freiheit wesentlich gehemmt werden, aus eigener
Selbstbestimmung zu planen oder zu entscheiden. Mit dem Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung w�ren eine Gesellschaftsordnung und eine diese er-
m�glichende Rechtsordnung nicht vereinbar, in der B�rger nicht mehr wissen
k�nnen, wer was wann und bei welcher Gelegenheit �ber sie weiß.“ [1, S. 14]

Allerdings ist das Recht jedes Einzelnen auf die ihn betreffenden Daten nicht
absolut. Da der Mensch sowohl ein Individuum als auch ein soziales Wesen ist,
nimmt er innerhalb einer sozialen Gemeinschaft an vielf�ltigen Kommunikations-
prozessen teil. Informationen �ber eine Person stellen somit auch ein Abbild so-
zialer Realit�t dar, das nicht allein dieser Person zugeordnet werden kann. Ohne
den Umgang mit personenbezogenen Daten ist ein moderner Staat mit funktio-
nierender Rechts-, Wirtschafts- und Sozialordnung kaum vorstellbar. Um die er-
forderlichen Einschr�nkungen des Rechts auf informationelle Selbstbestim-
mung zu begrenzen, hat das Bundesverfassungsgericht 1983 jedoch des Wei-
teren festgelegt, dass Einschr�nkungen nur aufgrund eines Gesetzes zul�ssig
sind [1, S. 14 f.].

Mit der europ�ischen Datenschutzrichtlinie 95/46/EG des Europ�ischen Parla-
ments und des Rates vom 24.10.1995 wurde f�r den europ�ischen Wirtschafts-
raum ein einheitliches Datenschutzniveau angestrebt. Die EU-Datenschutzricht-
linie musste von jedem Mitgliedsland der EU durch ein nationales Datenschutz-
gesetz in nationales Recht umgesetzt werden. Dies bildete die aktuelle rechtliche
Grundlage f�r den Umgang mit personenbezogenen Daten in der EU. Die Um-
setzung in nationale Gesetzgebung f�hrte im Ergebnis jedoch entgegen der ur-
spr�nglichen Zielsetzung in Teilbereichen dazu, dass der Schutz personenbezo-
gener Daten in den L�ndern der EU unterschiedlich gehandhabt wird. Zudem
sind aufgrund der technologischen Entwicklung seit 1995 insbesondere im Be-
reich der Internettechnologien (z. B. Social Media, Cloud Computing, Big Data)

Einf�hrung
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neue Herausforderungen f�r den Umgang mit personenbezogenen Daten unter
Ber�cksichtigung des Datenschutzes entstanden.

Daher wurde am 27.04.2016 die europ�ische Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) erlassen. Sie soll die Datenschutzgesetzgebung in Europa modernisie-
ren und harmonisieren. Das Grundprinzip f�r den zul�ssigen Umgang mit perso-
nenbezogenen Daten besteht weiter: Demnach ist die Erhebung, Verarbeitung
und Nutzung personenbezogener Daten grunds�tzlich nur zul�ssig, wenn ent-
weder eine Einwilligung der betroffenen Personen oder aber eine entsprechende
Gesetzesvorschrift vorliegt (Paragraf 4 Abs. 1 BDSG, Artikel 6 DSGVO).

Als europ�ische Verordnung ist die DSGVO in den Mitgliedstaaten der EU unmit-
telbar anzuwendendes verbindliches Recht, welches nach einer zwei-j�hrigen
�bergangsfrist am 25.05.2018 g�ltig wird. Jedoch enth�lt sie so genannte �ff-
nungsklauseln, die einerseits die nationalen Gesetzgeber verpflichten, bestimm-
te Datenschutz-relevante Bereiche zu regeln und andererseits den nationalen
Gesetzgebern Optionen er�ffnen, bestimmte Datenschutz-relevante Bereiche
zus�tzlich zu regeln. Außerdem sind bereichs- und l�nderspezifische Spezialvor-
schriften zum Datenschutz auf ihre Rechtskonformit�t mit der DSGVO zu pr�fen
und anzupassen.

Die �ffnungsklauseln begr�nden das Datenschutz-Anpassungs- und -Umset-
zungsgesetz EU (DSAnpUG-EU) vom 30.06.2017. Von hervorgehobener Bedeu-
tung f�r diese Vorschriftensammlung ist Artikel 1 des DSAnpUG-EU. Er beinhal-
tet das Bundesdatenschutzgesetz neuer Fassung (BDSG n. F.), das die DSGVO
ab 25.05.2018 erg�nzen wird.

Es sei darauf hingewiesen, dass noch mindestens ein zweites DSAnpUG-EU
folgen wird, das weitere, bislang noch nicht ber�cksichtigte Anpassungen in wei-
teren deutschen Rechtsnormen zum Gegenstand haben wird. Die Umsetzung
wird voraussichtlich in der n�chsten Legislaturperiode erfolgen.

Einf�hrung
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